
Aktenzeichen: 4- AZR 251/79
LAG Frankfurt am Main rechtskr. Versäumnisurteil des BAG

vom 28. Oktober 1981

Für das Nachschlagewerk: Ja
Für die Fachpresse: Ja
Für die Amtliche Sammlung: Ja

Gesetz: ZPO § 522 a, §§ 518, 708 Nr. 2; ArbGG §§ 62,72 Abs. 5 - 6

Leitsätze: 1. Wie im allgemeinen Zivilprozeß ist auch im
arbeitsgerichtlichen Urteilsverfahren die 
Anschlußberufung durch Einreichung eines 
entsprechenden Schriftsatzes beim Berufungs­
gericht einzulegen. Ihre Einlegung zu ge­
richtlichem Protokoll ist nicht formgerecht.

2. Die Zulässigkeit einer Anschlußberufung ist 
in jeder Lage des Verfahrens von Amts we­
gen zu prüfen. Dies gilt auch für die Re­
visionsinstanz.

3. Versäumnisurteile des Bundesarbeitsgerichts 
sind nach den allgemeinen Vorschriften der 
ZPO für vorläufig vollstreckbar zu erklären. 
§ 62 ArbGG gilt für sie nicht.
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4 AZR 251/7C 
3 3a IOOS/77
Veilcündet am 2c. Oktober 1931
o o *-* • w ,R egi erun^s ob ers ekre t ärin als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle

Rechtskräftig
Kassel, 24. November 198-j
gez.: Satzky, Amtsrat
als Urkundebeamter der Geschäftsstelle des 

' Bundesarbeitsgerichts
Im Namen des Volkes!

V ersaumnis- Urteil

In Sachen

PP-

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts in der 
mündlichen Verhandlung vom 28. Oktober 1931 auf Antrag 
der Klägerin durch den Richter Dr. Feiler als Vorsitzen­
den, die Richter Dr. Etzel und Schneider sowie die ehren­
amtlichen Richter Schaible und Rudolf für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Frankfurt am Hain 
vom 14. November 1978 - 3 8a 1008/77 - wird 
auf Kosten der Beklagten mit der Maßgabe 
zurückgewiesen, daß die Anschlußberufung der 
Beklagten als unzulässig verworfen wird.
Dieses Urteil ist vorläufig vollstreckbar.
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Tatbestand und Entscheidungsgründe:

Jiit der Klage hat die Klägerin die Beklagte 
nach Maßgabe der für allgemeinverbindlich erklärten Ta­
rifverträge für das Steinmetz- und oteinbildhauerhand- 
werk für den Zeitraum vom 1. Januar bis JO. Juni 1975 
auf Auskunftserteilung über die Zahl der bei ihr beschäf­
tigten Arbeiter, deren Bruttolohnsumme und die sich dar­
aus ergebende Höhe der abzuführenden Beiträge und für 
den Kall der Nichterfüllung gemäß § 61 Abs. 2 ArbGG auf 
Zahlung einer Entschädigung in Höhe von 4. J20,—  Dil in 
Anspruch genommen. Die Beklagte hat Klageabweisung bean­
tragt. Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen und 
den Streitwert auf 4.320,—  DM festgesetzt. In der Beru­
fungsinstanz hat die Beklagte zu gerichtlichem Protokoll 
Anschlußberufung eingelegt und mit dieser widerklagend 
die Feststellung begehrt, daß der Klägei’in auch für den 
weiteren Zeitraum bis 31* Oktober 1973 keine Ansprüche 
im Sinne des Klagebegehrens zustünden. Das Landesarbeits­
gericht hat unter Abänderung des arbeitsgerichtlichen 
Urteils nach dem Klagebegehren erkannt, die Widerklage 
abgewiesen und den Streitwert neu auf 12.320,^- DM fest­
gesetzt.

Gegen das ihr am 7* Februar 1979 zugestellte beru­
fungsgerichtliche Urteil hat die Beklagte mit am 5* März 
1979 beim Bundesarbeitsgericht eingegangenem Schriftsatz 
Revision eingelegt und diese nach Fristverlängerung bis 
zum 7* Mai 1979 mit an diesem Tage eingegangenem Schrift­
satz begündet. Obwohl sie dazu am 9- April 1981 geladen 
worden war, erschien für die Beklagte im Termin zur münd­
lichen Verhandlung vor dem Senat am 28. Oktober 1981 nie­
mand. Demgemäß beantragt die Klägerin,

durch Versäumnisurteil die Revision der Beklagten 
gegen das berufungsgerichtliche Urteil zurückzu­
weisen.
Da die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen, dafür er­

füllt sind, insbesondere die Beklagte nach Maßgabe des 
Gesetzes zum Termin geladen worden ist, ist nach dem
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Antrag der Klägerin zu erkennen (S 357 ZPO, § 542 Abs. 1 
ZPO in entsprechender Anwendung, § 72 Abs. 5 ArbGG).

Die von der Beklagten in der Berufungsinstanz ein­
gelegte Anschlußberufung entbehrt der gesetzlichen Porm 
und ist daher als unzulässig zu verwerfen. Während die 
Beklagte ihre Anschlußberufung zu gerichtlichem Protokoll 
erklärt hat, verlangen § 522 a Abs. 1 und Abs. 2 ZPO so­
wie die nach § 522 a Abs. 3 ZPO in Bezug genommenen Be­
stimmungen des § 5^8 Abs. 2 und Abs. 4 ZPG, daß die An­
schlußberufung wie die allgemeine Berufung durch Einrei­
chung eines entsprechenden Schriftsatzes beim Berufungs­
gericht eingelegt wird. Damit ist jede andere Form der 
Anschlußberufung gesetzwidrig und verfahrensrechtlich 
unwirksam. Dies entspricht auch der allgemeinen Auffassung 
in der höchstrichterlichen Rechtsprechung und der Prozeß­
rechtslehre (vgl. RGZ 171» 129 Cl3lJ sowie EG JW 1936,
2544- [.2545J 5 Baumbach-Laifcerbach-r Albers-Hartmann, ZPO,
39. Aufl., § 522 a Anm. 1; Btein-Jonas-Grunsky, ZPO, 19- 
Aufl., § 522 a I - II; Thomas-Putzo, ZPO, 11. Aufl.,
§ 522 a Anm. 1 und § 518 Anm. 1 a). Da das ArbGG hierzu 
keine abweichenden Bestimmungen enthält, sondern auf die 
ZPO verweist (§ 64- Abs. 2 ArbGG a. F. und Abs. 6 n. F.), 
gelten die aufgezeigten Grundsätze uneingeschränkt auch 
für die Anschlußberufung im arbeitsgerichtlichen Urteils­
verfahren (vgl. Baumbach-Lauterbach-Albers-Hartmann, aaO, 
Vorbemerkung; Grunsky, ArbGG, 3- Aufl., § 64 Rdnr. 28; 
Stein-Jonas-Grunsky, aaO, § 522 a VI). Da für die Zuläs­
sigkeit der Anschlußberufung die Vorschriften für die 
allgemeine Berufung gelten (§ 522 a Abs. 3 ZPO) und die 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln in jeder Lage des Rechts­
streits von Amts wegen zu prüfen ist (vgl. Baumbach-Lau- 
terbach-Albers-Hartmann, aaO, § 554- Anm. 4 F), obliegt 
die entsprechende Prüfung vorliegend dem erkennenden Senat 
ohne Rücksicht auf die Säumnis der Beklagten.

4

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ä.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. -1 
die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit 
§ 708 Nr. 2 ZPO, § 72 Abs. 5 - 6  ArbGG).

Rechtsmittelbelehrun^:

Gegen dieses Versäumnisurteil kann die Beklagte als 
unterlegene Prozeßpartei Einspruch einlegen. Der Ein­
spruch muß innerhalb einer Prist von zwei Wochen seit 
Zustellung des Versäumnisurteils beim Bundesarbeitsge­
richt (Graf-Bernadotte-Platz 5» 5500 Kassel-Wilhelms­
höhe) eingehen. Die Einspruchsschrift muß von einem 
bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt 
unterzeichnet sein. Wegen ihres Inhalts wird auf § 5^0 
ZPO verwiesen.

gez.: Dr. Peiler Schneider Dr. Etzel

ZPO, 
aus

Schaible Rudolf
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	Im Namen des Volkes!


